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1 Verfahrensrechtliche Aspekte 

Der Ortsgemeinderat Faid hat in der Sitzung am 27.08.2024 die 4. Änderung des Bebauungs-
plans beschlossen.  

Die Abgrenzung des Änderungsbereichs umfasst die Flurstück Gemarkung Faid, Flur 5, Nr. 
43 und 231/16. Die Gesamtgröße des Flurstücks Nr. 43 beträgt 1.088 m² und der Anteil der 
einzubeziehenden Verkehrsfläche liegt bei rund 125 m². Es handelt sich um eine Ergänzung 
des Bebauungsplans um die vorgenannten Flurstücke. Bisher sind die Flurstücke noch nicht 
im Geltungsbereich des Bebauungsplans enthalten und sind aus planungsrechtlicher Sicht 
dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB zuzuordnen. 

Gegenstand der Ergänzung sind ausschließlich zeichnerische Festsetzungen. Die textlichen 
Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans in seiner ursprünglichen Fassung 
sollen unverändert fort gelten.  

Mit der 4. Änderung des Bebauungsplans werden folgende Inhalte geändert: 

1. Erweiterung der Geltungsbereichsgrenze in westliche Richtung und Einbeziehung des 
Flurstücks Nr. 43, 

2. Ausweisung einer überbaubaren Grundstücksfläche durch Baugrenzen in Form einer 
„Briefmarkenfestsetzung, 

3. Festsetzung einer Fläche für die Erhaltung von Bäumen und Pflanzen mit einer Breite 
von 3 m bis 5 m entlang der nördlichen, östlichen und westlichen Flurstücksgrenze, 

4. Festsetzung eines 1,5 m breiten Grundstücksstreifens des Flurstücks Nr. 43 entlang 
der südlichen Grenze als öffentliche Verkehrsfläche und 

5. Einbeziehung der vorgenannten Teilfläche des Flurstücks 231/16 und Festsetzung als 
öffentliche Verkehrsfläche. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB fand in der Zeit 19.12.2025 
bis einschließlich 30.01.2026 statt. Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen 
vorgetragen. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
17.12.2025 am Verfahren nach § 4 (1) BauGB beteiligt. 

Eine Stellungnahme mit auswertungsrelevantem Inhalt haben folgende Behörden abgegeben: 

1. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz, 

2. Kreisverwaltung Cochem-Zell, 

3. Landesbetrieb Mobilität Cochem-Koblenz, 

4. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, 

5. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, 

6. Kreiswerke Cochem-Zell – Wasserversorgung , 

7. Amprion GmbH und 

8. Verbandsgemeindeverwaltung Cochem, Abwasserwerk. 

 

Diese sind im nachfolgenden Abwägungsvorgang abgebildet. 
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Eine Stellungnahme ohne auswertungsrelevanten Inhalt haben folgende Behörden abgege-
ben: 

1. Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum Westerwald-Osteifel, 

2. Deutscher Wetterdienst, 

3. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Geschäftsstelle Praktische Denk-
malpflege, Direktion Landesdenkmalpflege, 

4. Handelsverband Südwest, 

5. IHK Koblenz, 

6. Handwerkskammer Koblenz, 

7. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, 

8. Energienetze Mittelrhein GmbH, 

9. Westnetz GmbH, 

10. Deutsche Telekom Technik GmbH und 

11. Vodafone GmbH.  

 

Diese werden dem Ortsgemeinderat zur Kenntnis gegeben. 
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2 Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Be-
hörden nach § 4 (1) BauGB  

2.1 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirt-
schaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Schreiben vom 14.01.2026 

Stellungnahme 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur oben genannten Maßnahme nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

Starkregenvorsorge 

Gemäß den Sturzflutgefahrenkarten des Landes Rheinland-Pfalz ist das Plangebiet im Falle 
eines Starkregenereignisses gefährdet. Annahme für diese Aussage ist ein außergewöhnli-
ches Starkregenereignis mit einer Regendauer von einer Stunde (SRI 7). In Rheinland-Pfalz 
entspricht dies einer Regenmenge von ca. 40 – 47 mm (bzw. l/m²) in einer Stunde. Im Falle 
eines solchen Ereignisses werden für Teile des Plangebietes Wassertiefen zwischen 5 und 
<10 cm mit einer Fließgeschwindigkeit zwischen 0 und <0,5 m/s erreicht. Höhere Wasser-
tiefen sowie eine Ausdehnung der Überflutungsflächen sind bei intensiveren Starknieder-
schlägen möglich. 

Die Sturzflutgefahrenkarte sowie detaillierte Erläuterungen zu den darin enthaltenen Infor-
mationen (Wassertiefen, Fließgeschwindigkeiten und Fließrichtungen) können Sie unter fol-
gendem Link abrufen: https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/  

Die Gefährdungen durch Starkregen sollten in der Bauleitplanung berücksichtigt werden. 
Die Errichtung von Neubauten sollte in einer an mögliche Überflutungen angepassten Bau-
weise erfolgen. Abflussrinnen sollten von Bebauung freigehalten werden und geeignete 
Maßnahmen (wie z.B. Notwasserwege) ergriffen werden, sodass ein möglichst schadloser 
Abfluss des Wassers durch die Bebauung gewährleistet werden kann. An vorhandenen 
Bauwerken sollten ggf. Maßnahmen zum privaten Objektschutz umgesetzt werden. 

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren ver-
pflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur 
Schadensminderung zu treffen. 

 

Abschließende Beurteilung 

Unter Beachtung der vorgenannten Aussagen bestehen gegen die 4. Änderung des Bebau-
ungsplanes „Erweiterung des westlich der B 259 gelegenen Ortsteils, Teil I“ der OG Faid 
aus wasserwirtschaftlicher und  bodenschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken. 

 

Ihre zuständige Kreisverwaltung erhält diese Mail in cc zur Kenntnisnahme.  

 

Hinweis: Unsere Stellungnahmen im Rahmen der Bauleitplanung werden künftig in der Re-
gel elektronisch über dieses Postfach versendet. Wenn Sie eine Papierfassung benötigen, 
bitten wir um kurze Mitteilung. 

https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/
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Künftige Anfragen um Stellungnahmen im Rahmen der Bauleitplanung können Sie uns 
gerne ebenfalls auf diesem Wege an die Adresse bauleitplanung@sgdnord.rlp.de übermit-
teln. Sie gilt zunächst nur für die Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz Koblenz. Andere Abteilungen oder Referate in unserem Hause bitten wir auf separa-
tem Wege zu beteiligen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Martina Strahl 

Referentin Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Koblenz 

STRUKTUR- UND GENEHMIGUNGSDIREKTION NORD 

Stresemannstraße 3-5 

56068 Koblenz 

 
  

mailto:bauleitplanung@sgdnord.rlp.de
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Auswertung 

Starkregenvorsorge 

Die Betrachtung eines vorbeugenden Starkregenkonzeptes ergibt sich aus der Pflicht für 
eine planende Gemeinde, die Sicherheit und die Gesundheit der Bevölkerung gemäß § 1 
(6) Nr. 1 BauGB zu gewährleisten und in der Abwägungsentscheidung zu berücksichtigen. 
Dies verpflichtet die planende Gemeinde bereits in der Ebene der Bauleitplanung vorbeu-
gende Maßnahmen für einen hinreichenden Schutz vor Hochwasser und/ oder Starkregen-
ereignissen zu betrachten.  

Die Ausführungen zur Starkregenvorsorge werden wie folgt berücksichtigt: 

Gemäß dem Portal www.naturgefahrenportal.de (= Karte 1) stellt sich die Sturzflutgefähr-
dungssituation auf den überwiegenden Flächen im Plangebiet als gering dar. Punktuell ist 
das Gefährdungspotenzial mit mittel bis hoch dargestellt. 

Der beigefügten Karte der Fließrichtung (= Karte 2) ist zu entnehmen, dass das Wasser 
beim extremen Starkregenereignis SRI10, 4 Std. hauptsächlich in nord- bzw. südwestliche 
Richtung abläuft. Stark betroffen ist die Oberstraße, die entlang der südlichen Grenze des 
Änderungsbereichs verläuft und eine Fließgeschwindigkeit von 1,0 m/s aufweist. 

Die höchsten Wassertiefen erreichen Höhen zwischen 5 bis 10 cm. Punktuell können bis 30 
cm auftreten (siehe Karte 3).   

Durch die zu erwartende Baumaßnahme und die damit verbundenen Eingriffe in das Ge-
lände wird sich die Situation der Sturzflutgefährdung im und um das Plangebiet verändern. 
Im Bedarfsfall sind gebietsbezogene Maßnahmen umzusetzen, die im Sinne einer vorbeu-
genden Starkregenvorsorge etwaige Beeinträchtigungen für das Plangebiet und angren-
zende Nachbargrundstücke soweit wie möglich unterbinden und zu einer Verbesserung der 
Situation führen. 

Für eine Starkregenvorsorge kommen in der Planvollzugsebene u.a. folgende Maßnahmen 
in Betracht: 

▪ Anordnung von Ein- und Ausfahrten sowie schutzbedürftiger Räume unter Berück-
sichtigung der gebietsbezogenen Situation. 

▪ Verwendung versickerungsfähiger Beläge wie z. B. Drainasphalt oder Rasengitter-
steine, die einen oberflächlichen Wasserabfluss verhindern bzw. minimieren können. 

▪ Mulden- und Rigolensysteme, die das Regenwasser auffangen und es versicke-
rungsfreundlich ableiten. 

▪ Eine entsprechende Bauausführung mit einer Modellierung der Oberflächen 
(Querneigung, kleine Wellen oder Gefälle) unterstützen den gezielten Ablauf des 
Wassers. 

▪ Notwasserwege in Form von speziellen Abflussrinnen oder Entlastungsmulden ent-
lang der betroffenen Verkehrsstraße (Oberstraße). 

▪ Ertüchtigung der Straße (z.B. Hochborde), die ein Eindringen des Wassers auf die 
angrenzenden Grundstücke unterbinden bzw. minimieren. 

 

Die abschließende Klärung hat in der Planvollzugsebene auf der Grundlage der dann kon-
kreten Ausbauplanung zu erfolgen.  

http://www.naturgefahrenportal.de/
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Es gilt anzumerken, dass gemäß der Sturzflutgefährdungskarte nicht die 4. Änderung des 
vorliegenden Bebauungsplans der Auslöser für das Gefährdungspotenzial ist und die Kon-
fliktsituation auslöst. Für eine hinreichende Starkregenvorsorge bedarf es vielmehr einer 
über den Geltungsbereich des Bebauungsplans hinausgehenden Betrachtung. Die Umset-
zung von „nur“ gebietsbezogenen Maßnahmen kann allenfalls zu einer punktuellen Verbes-
serung der Situation führen.    

In Verbindung mit auf der Ebene des Planvollzugs einschlägig geltenden bauordnungsrecht-
lichen sowie wasserrechtlichen und hochwasserschützenden Verpflichtungen, wie etwa die 
allgemeine Sorgfaltspflichten nach § 5 WHG oder den §§ 3, 13 und 14 LBauO, kann an 
dieser Stelle für die Ebene der Bauleitplanung ein hinreichender Schutz vor den Gefahren 
durch Starkregen angenommen und die Umsetzung etwaig erforderlicher, über die im Be-
bauungsplan getroffenen Maßnahmen hinausgehender, Maßnahmen auf die Planvollzugs-
ebene verlagert werden. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse so-
wie die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauGB werden 
dem Zuständigkeits- und Aufgabenbereich des Bebauungsplans hinreichend berücksichtigt 
und gewahrt. Der Sachverhalt ist im weiteren Verfahren redaktionell in die Bebauungsplan-
unterlagen aufzunehmen. 

 

 

Karte 1 
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Karte 2 

 

 

Karte 3 

 

 

Beschluss 

Die Anregungen sind gemäß den Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme 
dem Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich des Bebauungsplans im weiteren Verfah-
ren redaktionell in den Planunterlagen zu berücksichtigen. 

  

Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
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2.2 Kreisverwaltung Cochem-Zell, Schreiben vom 03.02.2026 

Stellungnahme 
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Auswertung 

▪ Untere Bauaufsichtsbehörde 

Im Rahmen der Abwägung wurde geprüft, ob für die planungsrechtliche Zulässig-
keit von Ferienwohnungen im Allgemeinen Wohngebiet eine zusätzliche Festset-
zung getroffen werden soll oder ob – insbesondere im Hinblick auf die ausnahms-
weise zulässigen nicht störenden Gewerbebetriebe nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 
– der Anregung der Kreisverwaltung gefolgt werden soll, diese künftig allgemein 
zulässig zu erklären. Eine Erweiterung dieser ausnahmsweise zulässigen Nutzun-
gen zu allgemein zulässigen Nutzungen hätte jedoch zur Folge, dass auch sonstige 
Anlagen und Einrichtungen, die vom Begriff der „nicht störenden Gewerbebetriebe“ 
nicht erfasst werden, künftig allgemein zulässig wären. Seitens der Gemeinde wird 
keine weitergehende gewerbliche Durchmischung angestrebt. Ziel der Planung ist 
ausschließlich, die planungsrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen für zwei Fe-
rienhäuser herbeizuführen. 

Vor diesem Hintergrund besteht kein Anlass, die ausnahmsweise zulässigen Ge-
werbebetriebe nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO im Bebauungsplan allgemein zuzu-
lassen. Um der Anregung der Kreisverwaltung dennoch zu entsprechen und für die 
weitere Umsetzung der 4. Änderung eine eindeutige planungsrechtliche Situation 
herbeizuführen, soll der bisherige Zulässigkeitskatalog zur Art der baulichen Nut-
zung unter Anwendung von § 1 Abs. 9 BauNVO wie folgt ergänzt werden: 

„Ferienwohnungen im Sinne des § 13a BauNVO sind im Allgemeinen Wohngebiet 
allgemein zulässig. Freistehende Ferienhäuser gelten als Ferienwohnungen, so-
fern sie vereinzelt auftreten und das Gebiet nicht prägen.“ 

Hinsichtlich der planungsrechtlichen Begriffe „Ferienhaus“ und „Ferienwohnung“ ist 
auszuführen, dass diese Nutzung in ihrer städtebaulichen Funktion den in § 13a 
BauNVO geregelten Ferienwohnungen entspricht. Auch freistehende Ferienhäuser 
sind planungsrechtlich als Ferienwohnungen einzuordnen, da die Vorschrift auf die 
Art der Nutzung und nicht auf die bauliche Ausgestaltung abstellt. Die geplanten 
Ferienhäuser sind daher als Ferienwohnungen im Sinne des § 13a BauNVO zu 
bewerten und im Allgemeinen Wohngebiet zulässig. 

Nach Finger (in: Brügelmann, Baugesetzbuch, Werkstand 136. Lfg. Oktober 2025, 
§ 13a BauNVO Rn. 23) hat der Verordnungsgeber im Hinblick auf die Definition von 
Ferienwohnungen bewusst eine begriffliche Unschärfe in Kauf genommen. Es stellt 
sich insbesondere die Frage, ob auch ein „klassisches Ferienhaus“ unter den Be-
griff der Ferienwohnung im Sinne des § 13a fällt. Während im allgemeinen Sprach-
gebrauch zwischen Ferienhaus und Ferienwohnung unterschieden wird, besteht 
planungsrechtlich kein Zweifel daran, dass ein eigenständiges Gebäude, in dem 
sich eine einzelne Ferienwohnung befindet, von § 13a BauNVO umfasst wird. 

Ferienhäuser unterfallen jedoch nur dann § 13a BauNVO, wenn sie vereinzelt auf-
treten. Eine Mehrzahl von Ferienhäusern, die das Gebiet als Erholungsgebiet prä-
gen, gehört in ein Ferienhausgebiet und ist auch nur dort zulässig. Der Begriff 
„Mehrzahl“ meint dabei keine feste numerische Grenze, sondern beschreibt eine 
qualitative Schwelle: Eine Mehrzahl liegt vor, wenn die Ferienhäuser das Gebiet 
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städtebaulich prägen und ihm den Charakter eines Erholungs- bzw. Ferienhausge-
biets verleihen. Dies ist vorliegend nicht der Fall, da das Bebauungsplangebiet bei 
gesamtheitlicher Betrachtung weiterhin den Charakter eines allgemeinen Wohnge-
biets aufweist. Unter Berücksichtigung dieses Sachverhalts ist abzuleiten, dass die 
geplanten zwei Ferienhäuser im Allgemeinen Wohngebiet in Verbindung mit § 13a 
BauNVO zulässig sind. Eine Häufung, die das Gebiet prägen und aus planungs-
rechtlicher Sicht die Festsetzung eines Ferienhausgebiets nach § 10 BauNVO er-
forderlich machen würde, liegt erkennbar nicht vor. 

Zum einen dient die Festsetzung der Schaffung einer eindeutigen planungsrechtli-
chen Situation, da im Plangebiet zwei Ferienhäuser vorgesehen sind, deren Nut-
zung planungsrechtlich als Ferienwohnung im Sinne des § 13a BauNVO einzuord-
nen ist. Die ausdrückliche Festsetzung stellt sicher, dass die Zulässigkeit dieser 
Nutzung klar, nachvollziehbar und rechtssicher geregelt ist und spätere Ausle-
gungszweifel vermieden werden. 

Zum anderen wird durch die Festsetzung gewährleistet, dass die Feriennutzung 
städtebaulich verträglich bleibt und sich in das allgemeine Wohngebiet einfügt. Die 
Beschränkung auf vereinzelt auftretende freistehende Ferienhäuser verhindert 
eine Entwicklung hin zu einer gebietsprägenden Ferienhausnutzung, die dem Cha-
rakter eines Allgemeinen Wohngebiets widersprechen und ein Ferienhausgebiet 
im Sinne des § 10 BauNVO erfordern würde. Die Festsetzung dient damit der Si-
cherung der Gebietsstruktur, der Erhaltung des Wohncharakters und der Vermei-
dung städtebaulicher Fehlentwicklungen. 

Schließlich trägt die Festsetzung dem Umstand Rechnung, dass § 13a BauNVO 
eine begriffliche Unschärfe hinsichtlich der Abgrenzung zwischen Ferienwohnung 
und Ferienhaus enthält. Die Klarstellung im Bebauungsplan schafft eine präzise 
örtliche Steuerung, die der spezifischen Situation des Plangebiets gerecht wird und 
die Anwendung der BauNVO ortsbezogen konkretisiert. Damit liegen besondere 
städtebauliche Gründe vor, die die Festsetzung nach § 1 Abs. 9 BauNVO rechtfer-
tigen. 

 

▪ Untere Naturschutzbehörde 

Im weiteren Verfahren werden die Anregungen den gesetzlichen Anforderungen 
und dem Umfang der 4. Änderung des Bebauungsplans entsprechend berücksich-
tigt. 

  

▪ Untere Wasserbehörde und Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde 

Die Mitteilung, wonach seitens der Fachreferate keine Bedenken bestehen, löst für 
die 4. Änderung des Bebauungsplans keinen weiteren auswertungsrelevanten 
bzw. planerischen Handlungsbedarf aus. 

Zum Belang „Starkregenvorsorge“ wird auf die Ausführungen in Ziffer 2.1 dieser 
Vorlage verwiesen. 

 

▪ Untere Immissionsschutzbehörde 
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Der Plangebiet liegt innerhalb des Bauschutzbereichs des Militärflugplatzes Bü-
chel. Der Bauschutzbereich dient der Sicherstellung der Hindernisfreiheit, der Auf-
rechterhaltung des militärischen Flugbetriebs sowie dem Schutz der Bevölkerung.  

Innerhalb dieses Bereichs gelten insbesondere Höhenbeschränkungen sowie An-
forderungen an die gebietsverträgliche Nutzung, um Beeinträchtigungen des Flug-
betriebs (z. B. durch Hindernisse, Blendwirkungen oder Störungen der Navigations-
technik) auszuschließen. 

Die geplante Nutzung führt gemäß den derzeit vorliegenden Erkenntnissen zu kei-
nen unzulässigen Hindernissen und überschreitet die maßgeblichen Höhenbegren-
zungen nicht. Auch sind keine flugbetriebsrelevanten Störungen zu erwarten. Die 
Festsetzungen des Bebauungsplans gewährleisten, dass die baulichen Anlagen 
innerhalb der zulässigen Höhen bleiben und keine Nutzungen zugelassen werden, 
die den Flugbetrieb beeinträchtigen könnten. 

Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wurden sei-
tens der beteiligten Fachbehörden keine Anregungen und Hinweise auf die Lage 
des Plangebietes in einem Lärmschutzbereich vorgetragen. Nach derzeitigem Pla-
nungsstand kann daher von einem verträglichen Nebeneinander der Planänderung 
ausgegangen werden und erhebliche Beeinträchtigungen für den Flugverkehr kön-
nen ausgeschlossen werden. 

Die Belange des militärischen Flugbetriebs werden berücksichtigt und eine Beein-
trächtigung ist nicht zu erwarten. Der Bauschutzbereich steht der Planung daher 
nicht entgegen. 

In die Begründung zur 4. Änderung wird ein Hinweis aufgenommen. 

 

▪ Untere Denkmalschutzbehörde 

In der Begründung zur 4. Änderung ist im Kapitel „Hinweise auf sonstige geltende 
Vorschriften“ ein Hinweis auf die Meldepflicht gemäß §§ 16 bis 21 DSchG bereits 
enthalten. Somit ist die Anregung berücksichtigt und es besteht kein weiterer pla-
nerischer bzw. auswertungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

▪ Kreiswerke Cochem-Zell – Wasserversorgung 

Es wird auf die Ausführungen in Ziffer 2.6 dieser Vorlage verwiesen. 

 

Beschluss 

▪ Untere Bauaufsichtsbehörde 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme wir 
der Zulässigkeitskatalog zur Art der baulichen Nutzung wie folgt ergänzt: 

„Ferienwohnungen im Sinne des § 13a BauNVO sind im Allgemeinen Wohngebiet 
allgemein zulässig. Freistehende Ferienhäuser gelten als Ferienwohnungen, so-
fern sie vereinzelt auftreten und das Gebiet nicht prägen.“ 
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▪ Untere Naturschutzbehörde 

Im weiteren Verfahren werden die Anregungen den gesetzlichen Anforderungen 
und dem Umfang der 4. Änderung des Bebauungsplans entsprechend berücksich-
tigt. 

  

▪ Untere Wasserbehörde und Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde 

Die Mitteilung, wonach seitens der Fachreferate keine Bedenken bestehen, werden 
zur Kenntnis genommen. 

Zum Belang „Starkregenvorsorge“ wird auf die Ausführungen und den Beschluss 
in Ziffer 2.1 dieser Vorlage verwiesen. 

 

▪ Untere Immissionsschutzbehörde 

Die Ausführungen werden unter Berücksichtigung der Ausführungen in der aus-
wertenden Stellungnahme berücksichtigt. 

In die Begründung zur 4. Änderung wird ein Hinweis aufgenommen. 

 

▪ Untere Denkmalschutzbehörde 

Die Anregung ist gemäß den Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme 
bereits berücksichtigt. 

 

▪ Kreiswerke Cochem-Zell – Wasserversorgung 

Es wird auf die Ausführungen und den Beschluss in Ziffer 2.6 dieser Vorlage ver-
wiesen. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
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2.3 Landesbetrieb Cochem-Koblenz, Schreiben vom 19.01.2026 

Stellungnahme 

Sehr geehrte Frau Mohr, 

 

gegen die Bauleitplanung der Ortsgemeinde Faid zur 4. Änderung des Bebauungs-
planes „Erweiterung des westlich der B 259 gelegenen Ortsteils, Teil 1“ werden aus 
straßenbaubehördlicher Sicht diesseits keine grundsätzlichen Bedenken erhoben, 
soweit die folgenden Anmerkungen Berücksichtigung finden. 

Die Erschließung des Plangebietes ist über die Gemeindestraße „Oberstraße“ vor-
gesehen. 

Die hinzukommende Wohnbebauung erfolgt in Kenntnis der vorhandenen Verkehrs-
lärmsituation ausgehend von der B 259. 

Daher hat die Ortsgemeinde Faid durch entsprechende Festsetzungen in der Pla-
nurkunde bzw. in den textlichen Festsetzungen zum o. g. Bauleitplan den Erforder-
nissen des § 1 Abs. 5 Nr. 1 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie 
zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung bzw. Minderung solcher 
Einwirkungen, für die zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrun-
gen im Innen- und Außenwohnbereich in ausreichendem Maß Rechnung zu tragen. 

Die hierzu erforderlichen Nachweise sind durch die Trägerin der Bauleitplanung in 
eigener Verantwortung zu erbringen. Sie trägt die Gewähr für die Richtigkeit der 
schalltechnischen Beurteilung. 

Die Gemeinde hat mit der Festsetzung bzw. Durchführung der infolge der Bauleit-
planung erforderlichen Lärmschutzmaßnahmen auch sicherzustellen, dass der Stra-
ßenbaulastträger bei einem künftigen Neubau oder der wesentlichen Änderung der 
B 259 nur insoweit Lärmschutzmaßnahmen zu betreiben hat, als diese über das 
hinausgehen, was die Gemeinde im Zusammenhang mit der Bauleitplanung bereits 
hätte regeln müssen. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Julia Wilhelm 

--------------------------------------------------------------------------------------- 

LandesBetrieb Mobilität Cochem-Koblenz (LBM COC-KO) 

Fachgruppe Betrieb 

Ravenéstraße 50 

56812 Cochem 
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Auswertung 

▪ Straßenbaubehördliche Ausführungen  

Die straßenbaubehördlichen Ausführungen lösen keinen weiteren planerischen bzw. 
auswertungsrelevanten Handlungsbedarf für die 4. Änderung des Bebauungsplans 
aus. 

  

▪ Verkehrslärm 

Unter Berücksichtigung der Inhalte der 4. Änderung des Bebauungsplans ergibt sich zur 
immissionsschutzrechtlichen Situation für die in innerörtlicher Lage gelegenen Flurstücke 
keine geänderte Situation.  

Insbesondere wird die geplante Bebauung nicht näher an die Bundesstraße heranrücken 
als die bereits vorhandene und im verbindlichen Bebauungsplan gelegene Bebauung östlich 
des Änderungsbereichs. Der Änderungsbereich liegt in einer Entfernung von ca. 410 m 
westlich der Bundesstraße und ist durch die bestehende Bebauung gegenüber der klassifi-
zierten Straße abgeschirmt. 

Für die 4. Änderung des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. auswer-
tungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

Beschluss 

▪ Straßenbaubehördliche Ausführungen  

Die straßenbaubehördlichen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

  

▪ Verkehrslärm 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme werden die 
Ausführungen zum Verkehrslärm zur Kenntnis genommen. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
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2.4 Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Schreiben vom 
19.01.2026 

Stellungnahme 
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Auswertung 

▪ Bergbau/ Altbergbau 

In die Begründung wird im Kapitel  „Hinweise auf sonstige geltende Vorschriften“ fol-
gender Hinweis aufgenommen: 

„Das Landesamt für Geologie und Bergbau hat mit Schreiben vom 19.01.2026, Az.: 3240-
1499-21/V3 mitgeteilt, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans im Bereich des auf 
Eisen verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeldes „Faid II“ liegt. 

Aktuelle Kenntnisse über die letzte Eigentümerin liegen nicht vor. 

Aus den vorhandenen Unterlagen geht hervor, dass im Planungsbereich kein Altbergbau 
dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt. 

Sofern bei der Realisierung von Vorhaben im Geltungsbereich des Bebauungsplans auf In-
dizien für Bergbau stoßen, empfehlen die Ortsgemeinde und die Fachbehörde  die Einbe-
ziehung eines Baugrundberaters bzw. eines Geotechnikers zu einer objektbezogenen Bau-
grunduntersuchung. 

▪ Boden und Baugrund - allgemein 

Für die 4. Änderung des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. auswer-
tungsrelevanter Handlungsbedarf. 

▪ Boden und Baugrund – mineralische Rohstoffe 

Für die 4. Änderung des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. auswer-
tungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Für die 4. Änderung des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. auswer-
tungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

Beschluss 

▪ Bergbau/ Altbergbau 

In die Begründung wird im Kapitel  „Hinweise auf sonstige geltende Vorschriften“ ein 
Hinweis gemäß dem Wortlaut in der auswertenden Stellungnahme aufgenommen. 

▪ Boden und Baugrund - allgemein 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

▪ Boden und Baugrund – mineralische Rohstoffe 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

▪  Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
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2.5 Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesar-
chäologie, Schreiben vom 06.01.2026 

Stellungnahme 
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Auswertung 

Der in der Begründung im Kapitel  „Hinweise auf sonstige geltende Vorschriften“ ent-
haltene Hinweis wird wie folgt ergänzt (Ergänzung in kursiver Schrift): 

„Im Rahmen der Durchführung von Baumaßnahmen können archäologische Funde zu Tage 
treten. Diese unterliegen der Meldepflicht der §§ 16 bis 21 Denkmalschutzgesetz und sind 
bei der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Archäologie, Außenstelle Koblenz, Nie-
derberger Höhe 1 in 56077 Koblenz (Telefon 0261/ 6675-3000, Mail: landesarchaeologie-
koblenz@gdke.rlp.de) zu melden. Beim Auftreten von archäologischen Befunden und Fun-
den muss deren fachgerechte Untersuchung und Dokumentation vor Baubeginn und wäh-
rend der Bauarbeiten ermöglicht werden. Dadurch sind ggf. auch zeitliche Verzögerungen 
einzukalkulieren. Bei Bauausschreibungen und Baugenehmigungen sind die angeführten 
Bedingungen zu berücksichtigen. 

Der Beginn jeglicher Erdarbeiten ist der Fachbehörde rechtzeitig (mindestens 2 Wochen 
vorher) anzuzeigen. 

 

Beschluss 

Der in der Begründung im Kapitel  „Hinweise auf sonstige geltende Vorschriften“ ent-
haltene Hinweis wird um die Mailadresse ergänzt.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
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2.6 Kreiswerke Cochem-Zell – Wasserversorgung , Schreiben vom 12.01. 
2026 

Stellungnahme 
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Auswertung 

Voraussetzung für die Genehmigungsfähigkeit eines Vorhabens ist eine gesicherte Erschlie-
ßung i.S. des § 30 BauGB. Hierzu zählt auch die Gewährleistung einer ordnungsgemäßen 
Wasserversorgung. 

Der Nachweis einer machbaren bzw. umsetzungsfähigen Erschließung muss bereits in der 
Ebene eines Bebauungsplans erbracht werden. Dies resultiert aus den Anforderungen nach 
Gewährleistung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, für die eine planende Ge-
meinde als Trägerin der Planungshoheit die Planverantwortung hat. Die Notwendigkeit einer 
Planvollzugsfähigkeit des jeweiligen Bebauungsplans ergibt sich aus dem § 1 (3) BauGB.  

Ein Bebauungsplan, für den eine Erschließung nicht umsetzbar ist, ist nicht vollzugsfähig und 
somit fehlerhaft bzw. nichtig. Dies wiederum könnte zu Planungsschadensansprüchen gegen-
über der Gemeinde führen, sofern diese einen sach- und fachgerechten Umgang mit dem 
Belang der Erschließung unterlassen würde. 

Gemäß den Ausführungen der Kreiswerke ist zum derzeitigen Stand der Planung die Wasser-
versorgung zwar nicht gesichert, aber technisch herstellbar. Voraussetzung ist, dass sich der 
Maßnahmenträger zur Übernahme der mit der Herstellung der Wasserversorgung anfallenden 
Kosten verpflichtet. 

Vor diesem Hintergrund bedarf es einer vertraglichen Regelung zwischen dem Maßnahmen-
träger und den Kreiswerken Cochem-Zell. 

Unter Berücksichtigung der vorangegangenen Ausführungen zur gesicherten Erschließung 
muss dieser Vertrag der Ortsgemeinde vor der Fassung des Satzungsbeschlusses in unter-
schriebener Form vorgelegt werden. 

Die Ausführungen in der Stellungnahme werden in die Begründung, Kapitel 6.1 „Wasserver-
sorgung“ redaktionell ergänzt. 

 

Beschluss 

Gemäß den Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme hat der Maßnahmenträger der 
Ortsgemeinde einen mit den Kreiswerken noch abzuschließenden Vertrag zwecks Herstellung 
der Wasserversorgung und Übernahme der damit einhergehenden Kosten in unterschriebener 
Form vor dem Satzungsbeschluss zur 4. Änderung des Bebauungsplans vorzulegen. Zwi-
schenzeitlich fand bereits ein erstes Abstimmungsgespräch zwischen dem Maßnahmenträger 
und dem Kreiswasserwerk statt. 

Der Sachverhalt wird in die Begründung, Kapitel 6.1 „Wasserversorgung“ redaktionell ergänzt. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
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2.7 Amprion GmbH , Schreiben vom 13.01.2026 

Stellungnahme 
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Ortsgemeinde Faid          28 

4. Änderung des Bebauungsplans "Erweiterung des westlich  
der B 259 gelegenen Ortsteils" Teil I 
Auswertung        
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Auswertung 

Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauGB sind bei der Aufstellung eines Bauleitplans die Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauGB zu gewährleisten. 

Im vorliegenden Planungsfall gibt es Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der geplanten 
Wohnbauflächen durch die Höchstspannungsfreileitungen gemäß Angabe der Amprion 
GmbH. 

Neben der Gewährleistung eines hinreichenden Schutzes der künftigen Wohnbevölkerung ist 
i.S.d. planerischen Verursacherprinzips auch dafür Sorge zu tragen, dass durch die hinzukom-
mende Wohnnutzung keine Einschränkungen für die betroffenen Höchstspannungsfreileitun-
gen hervorgerufen werden und eine Betriebsführung gemäß dem genehmigten Bestand fort-
geführt werden kann. 

Der Anregung wird daher entsprochen. Auf der Grundlage des § 9 (1) Nr. 24 BauGB wird eine 
zeichnerische und textliche Festsetzung ergänzt. In der Textfestsetzung wird folgendes gere-
gelt: 

Schutzbedürftige Aufenthalts- und Schlafräume sind auf der von den Höchstspannungsleitun-
gen abgewandten Gebäudeseite anzuordnen. Dies gilt insbesondere für Wohn-, Schlaf-, Kin-
der- und Aufenthaltsräume sowie vergleichbare schutzbedürftige Nutzungen. 

Ausnahmen können zugelassen werden, wenn durch eine fachgutachterliche Stellungnahme 
nachgewiesen wird, dass 

▪ die Immissionsgrenzwerte für elektrische und magnetische Felder nach der 26. BIm-
SchV eingehalten werden und 

▪ durch bauliche oder städtebauliche Maßnahmen (z. B. Gebäudeanordnung, Grundriss-
gestaltung, technische Maßnahmen) ein gleichwertiger Schutz gewährleistet ist. 

Die Festsetzung dient der Vorsorge gegen elektromagnetische Felder gemäß § 50 BImSchG 
sowie der Sicherung gesunder Wohnverhältnisse i.S. des § 1 (6) BauGB. 

In der Planurkunde wird die notwendige zeichnerische Festsetzung ergänzt. 

 

 

Beschluss 

Die Anregungen werden gemäß den Ausführungen in der auswertenden  Stellungnahme durch 
eine zeichnerische und textliche Festsetzung berücksichtigt.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
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2.8 Verbandsgemeindeverwaltung Cochem, Abwasserwerk, Schreiben vom 
30.01.2026 

Stellungnahme 
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Auswertung 

Unter Verweis auf die Auswertung der Stellungnahme der Kreiswerke Cochem-Zell gilt auch 
hier, dass Voraussetzung für die Genehmigungsfähigkeit eines Vorhabens eine gesicherte Er-
schließung i.S. des § 30 BauGB ist. Hierzu zählt auch die Gewährleistung einer ordnungsge-
mäßen Abwasserbeseitigung gemäß den Anforderungen des Wasserhaushalts- und Lan-
deswassergesetzes. 

Der Nachweis einer machbaren bzw. umsetzungsfähigen Erschließung muss bereits in der 
Ebene eines Bebauungsplans erbracht werden. Dies resultiert aus den Anforderungen nach 
Gewährleistung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, für die eine planende Ge-
meinde als Trägerin der Planungshoheit die Planverantwortung hat. Die Notwendigkeit einer 
Planvollzugsfähigkeit des jeweiligen Bebauungsplans ergibt sich aus dem § 1 (3) BauGB. Ein 
Bebauungsplan, für den eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung nicht umsetzbar ist, ist 
nicht vollzugsfähig und somit fehlerhaft bzw. nichtig. Dies wiederum könnte zu Planungsscha-
densansprüchen gegenüber der Gemeinde führen, sofern diese einen sach- und fachgerech-
ten Umgang mit dem Belang der Abwasserbeseitigung unterlassen würde. 

Gemäß der Stellungnahme des Abwasserwerks sind die Voraussetzungen an eine ordnungs-
gemäße Abwasserbeseitigung weder für die Schmutz- noch die Niederschlagswasserbeseiti-
gung derzeit nicht gegeben.  

Zur Niederschlagswasserbeseitigung ist im Wasserhaushalts- und Landeswassergesetz gere-
gelt, dass eine Einleitung in den Kanal grundsätzlich erst dann erfolgen darf, wenn eine Be-
seitigung des anfallenden Niederschlagswassers an Ort und Stelle nicht möglich ist (z.B. kein 
versickerungsfähiger Untergrund) oder eine Rückhaltung mit gedrosselter Einleitung in ein Ge-
wässer ebenfalls nicht umsetzbar ist. Die entsprechenden Nachweise müssen geführt werden. 

Zur Klärung der Abwasserbeseitigung bedarf es daher der Vorlage eines Entwässerungskon-
zeptes  

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Ausführungen hat der Maßnahmenträger auf seine 
Kosten eine Entwässerungsplanung bis zur Durchführung der Beteiligungsverfahren gemäß § 
3 (2) und 4 (2) BauGB vorzulegen. 

Diese Entwässerungsplanung ist i.d.R. durch ein qualifiziertes Ingenieurbüro in enger Abstim-
mung mit dem Abwasserwerk und der zuständigen Stelle der SGD Nord, Regionalstelle Was-
serwirtschaft zu erstellen. 

Sofern sich hieraus etwaige Konsequenzen für den Bebauungsplan ergeben (z.B. Festsetzung 
von Flächen für Rückhalteeinrichtungen), sind diese durch textliche und/ oder zeichnerische 
Festsetzungen oder in redaktioneller Form zu berücksichtigen. 

Ebenso kann sich für die weitere Umsetzung der Abschluss eines Erschließungsvertrags zwi-
schen dem Maßnahmenträger/ Ortsgemeinde und Abwasserwerk ergeben. Unter Berücksich-
tigung der vorangegangenen Ausführungen zur gesicherten Erschließung muss dieser Vertrag 
der Ortsgemeinde vor der Fassung des Satzungsbeschlusses in unterschriebener Form vor-
gelegt werden. 

Daher ist für eine fundierte Umsetzung der Ortsgemeinde die dargestellte Vorgehensweise zu 
empfehlen. 

 
  



Ortsgemeinde Faid          34 

4. Änderung des Bebauungsplans "Erweiterung des westlich  
der B 259 gelegenen Ortsteils" Teil I 
Auswertung        
  

 
 

Beschluss 

Die Anregungen sind gemäß den Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme zu be-
rücksichtigen.  

Der Maßnahmenträger hat auf eigene Kosten ein mit dem Abwasserwerk und der zuständigen 
Stelle der SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft abgestimmtes Entwässerungskonzept 
bis zur Durchführung der Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB vorzulegen. 

Sofern vertragliche Vereinbarungen zur Herstellung von Einrichtungen der Abwasserbeseiti-
gung und Kostenübernahme durch den Maßnahmenträger notwendig werden, so ist dieser 
Vertrag in unterschriebener Form der Ortsgemeinde vor der Fassung des Satzungsbeschlus-
ses vorzulegen.  Zwischenzeitlich fand bereits ein erstes Abstimmungsgespräch zwischen 
dem Maßnahmenträger und dem Abwasserwerk statt. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
 


